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Kurzzusammenfassung

Das Thema ACTA ist ein aktuell sehr stark diskutiertes und auch polarisierendes Thema,

jedoch herrscht unter der betroffenen Bevölkerung teils große Unklarheit darüber, was

ACTA konkret bewirkt und bedeutet. Viele Halbwahrheiten kursieren und es ist eine

große Ansammlung von Mythen festzustellen.

Die vorliegende Arbeit soll die Entstehungsgeschichte des Abkommens übersichtlich zu-

sammenfassen, den Inhalt kurz in seinen wichtigsten Aspekten, vor allem in Hinblick auf

Daten- und Informatikrecht und die mediell kritisierten Punkte wie die Einschränkung

des freien Internets beleuchten und erörtern. Abschließend wird auf die am häufigsten

kritisierten Aspekte von ACTA eingegangen und kurz die zum Zeitpunkt der Abfassung

der Arbeit aktuelle Situation geschildert.

Abstract

ACTA is a currently vividly discussed and polarizing topic in international politics, even

though there is often a lack of clarity over what changes and consequences ACTA poses

exactly. A lot of factoids and half-truths can be found throughout the population.

The work presented discusses an overview of the history of the agreement, gives a short

summary of the content, especially focussing on the aspects of law in data-processing and

information technology. Furthermore, the current criticism is analyzed and a summary

of the agreement’s current legal situation is depicted.
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1 Einleitung

Gegen Ende des Jahres 2011 sowie im Frühjahr 2012 war in den Medien ein plötzlicher,

relativ intensiver Ansturm von Berichterstattung rund um SOPA (Stop Online Privacy

Act) und PIPA (Preventing Real Online Threats to Economic Creativity and Theft of In-

tellectual Property Act bzw. PROTECT IP Act) zu verspüren — zwei Gesetzesentwürfe

der Vereinigten Staaten von Amerika, welche die Einschränkung von Online-Kriminalität

und den Schutz von geistigem Eigentum durch Abschalten von gegen das US-Urheber-

recht verstoßenden Webseiten erlauben sollten. Proteste gegen SOPA/PIPA ließen sich

z.B. in Form von Videos, die über soziale Netzwerke verbreitet wurden, finden und lösten

im Endeffekt die einstweilige Einstellung der Gesetzgebungsverfahren in den USA aus.

PIPA wird seit 18. Januar, SOPA seit 20. Januar 2012 von den beiden Kammern des

US-Kongresses vorerst nicht weiter verfolgt1.

Ungefähr zeitgleich mit dem Medienaufruhr um SOPA/PIPA wurde auch das Han-

delsabkommen ACTA (Anti-Counterfeiting Trade Agreement) stark mediell beleuchtet.

Wahrscheinlich aufgrund der temporalen Nähe, aber auch aufgrund der ähnlichen The-

matik wurden die Protestwellen auf gleiche Art und Weise gegen ACTA geführt2, obwohl

das Wissen um ACTA innerhalb der Bevölkerung oft nur rudimentär vorhanden war.

Im Gegensatz zu SOPA/PIPA ist ACTA jedoch kein Gesetzesentwurf, sondern ein mul-

tilaterales völkerrechtliches Handelsabkommen, welches zum Ziel hat, den Kampf gegen

Produktpiraterie und Urheberrechtsverletzungen zu erleichtern.

In dieser Arbeit werden bewusst — zugunsten des Verständnisses — Passagen aus

dem ACTA-Vertragstext in der deutschsprachigen Version zitiert, obwohl diese keine

authentische Version des Abkommens darstellt. Sofern nicht anders angegeben, beziehen

sich Verweise in dieser Arbeit auf den mit 9. September 2011 datierten deutschsprachigen

Vertragstext des Abkommens3. Alle anderen mit „aktuell“ bezeichneten Ereignisse sind als

„zum Zeitpunkt der Abfassung dieser Arbeit“ zu verstehen. Jegliche Links auf Webseiten,

mit denen in dieser Arbeit verwiesen wird, wurden zuletzt am 1. Juni 2012 abgerufen.

1vgl. [Smi12]
2Zum Beispiel mit dem Video: ACTA Explained; http://www.youtube.com/watch?v=DkETTM51WVU,
zuletzt Abgerufen am 29. Mai 2012

3vgl. [ADE11]
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2 Hintergrund

2.1 Wichtigste Aspekte völkerrechtlicher Verträge

Völkerrechtliche Verträge, wie auch ACTA, stellen eine Form des zwischenstaatlichen

Rechts dar. Es handelt sich hierbei um Normen, deren Funktion entweder die Verfügung

über individuelle Rechtspositionen oder die Erzeugung künftiger Verhaltensnormen4 sind.

Einfach erklärt findet sich eine Gruppe von Staaten mit ähnlichen Absichten und

Interessen, verhandelt gemeinsam einen konkreten Vertragstext aus und unterzeichnet

dann diesen Vertrag. Ein völkerrechtlicher Vertrag kann entweder konkrete Verhältnisse

(Rechtspositionen) regeln — zum Beispiel kann ein Zollabkommen oder eine Einigung

über die Einhaltung technischer Standards beschlossen werden —, oder aber das Entste-

hen weiterer Rechtsnormen kodifizieren. Ein Beispiel für letztere Art ist das EU-Recht, für

dessen Enstehung und Handhabung (Auslegung, Durchsetzung) der Vertrag von Lissabon

als Regelwerk dient.

Da jeder Staat in seiner nationalen Souveränität seine Rechtssetzung selbst regelt und

auch die Rechtsanwendung von Staat zu Staat verschieden ist, stellen völkerrechtliche

Verträge immer eine besondere Herausforderung für alle beteiligten Parteien dar: So

gilt es nicht nur, verschiedene Interessen auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen, es

muss auch eine gewisse Sicherheit der Einhaltung des entstehenden Rechts gewährleistet

werden. Eine Grundlage für die Abwicklung von völkerrechtlichen Verträgen wurde mit

dem Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge im Jahre 1969 geschaffen. Das

Regelwerk wird Wiener Vertragsrechtkonvention (WVK) genannt und ist seit 1980 in

Kraft.

Das Einhalten von völkerrechtlichen Verträgen bedarf also generell einer innerstaatli-

chen Durchsetzung — ein Vertrag selbst erzeugt im Allgemeinen noch nicht unbedingt

innerstaatliches Recht (es besteht kein direkter persönlicher Geltungsbereich). Die Pro-

blematik besteht in der Vollziehung, da es keine überstaatliche Exekutivbehörde (keine

„Europa-Polizei“ oder „Welt-Polizei“) gibt5. Es kann also durchaus der Fall sein, dass ein
4vgl. [NHS04, S. 46 Rz. 242]
5Ausnahmen dazu bilden Abkommen, bei denen Verstöße auf völkerrechtlicher Ebene mit Sanktionen
wie Handelsembargos geahndet werden dürfen — hier findet sich durchaus eine Art der Vollziehung
durch Bestrafung der verletzenden Staaten. Siehe dazu auch TRIPS, Abschnitt 2.2.2
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Staat einen Vertrag zwar unterzeichnet, jedoch kein innerstaatliches Recht erzeugt, das

den Inhalt dieses Vertrags wiederspiegelt — man spricht dann von fehlender Ratifize-

rung des Vertrags. So können Situationen wie jene bei ACTA entstehen, bei denen ein

Vertrag zwar unterschrieben, aber noch nicht ratifiziert wurde — die Gründe dafür kön-

nen verschieden sein, bei ACTA kann man den Rückzug derart vieler Staaten von dem

Ratifizierungsprozess auf die Massenproteste zurückführen, die nach Bekanntwerden von

Details des Vertrags entstanden sind.

Die Umsetzung in nationales Recht kann in Österreich generell entweder pauschal

erfolgen (Generelle Transformation), oder durch konkrete Umsetzung der Normen im

nationalen Recht (Spezielle Transformation). Kurz gesagt besteht generelle Transforma-

tion darin, dass der Gesetzgeber pauschal den völkerrechtlichen Vertrag als innerstaat-

lich geltend erklärt. Spezielle Transformation hingegen bedeutet, dass der österreichische

Gesetzgeber Norm für Norm den Vertrag durcharbeiten muss und für jede Norm eine

innerstaatliche Bestimmung (Gesetz) erzeugen muss, falls diese noch nicht besteht, oder

eine bestehende Norm entfernen bzw. so abändern muss, dass sie dem Vertragstext ge-

nügt. Welche Transformationsart gewählt wird, ergibt sich grob gesagt aus dem Inhalt

des Vertrags und aus dem im Art. 50 Abs. 1 B-VG geregelten Erfüllungsvorbehalt6.

2.2 Vergleich zu anderen Rechtsnormen

2.2.1 ACTA

ACTA ist ein (aufgrund fehlender Ratifikation aktuell nicht rechtskräftiger) völkerrecht-

licher Vertrag, welcher auf internationaler Ebene Mindeststandards an das nationale

Recht in Hinblick auf Schutzrechte für geistiges Eigentum vorschreibt; im Detail wird

auf den Inhalt des Abkommens im weiteren Verlauf der Arbeit eingegangen. Wie bereits

im Abschnitt 2.1 beschrieben, muss der österreichische Gesetzgeber den Vertragstext erst

innerstaatlich auf seine Einhaltung (auf die Einhaltung der Mindeststandards) durch be-

stehendes Recht überprüfen und dieses ggf. anpassen.

6vgl. [NHS04, S. 61 Rz. 321 ff]
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2.2.2 TRIPS

Das 1994 verhandelte (1996 in Kraft getretene) Übereinkommen über handelsbezogene

Aspekte der Rechte am geistigen Eigentum, auch TRIPS-Abkommen genannt, ist ein völ-

kerrechtlicher Vertrag, der Rechtsgebiete wie Urheberrecht, Markenrecht, Patente, Ge-

schmacksmuster, Halbleiter, Geschäftsgeheimnisse und generelle Handhabung von Lizen-

zen regelt. Er stellt eine der ersten völkerrechtlichen Regelungen zum Thema des geistigen

Eigentums dar.

Parallelen zu ACTA lassen sich somit viele finden, da die beiden Abkommen eine sehr

ähnliche Thematik haben. Auch wird im Artikel 1 des ACTA-Abkommens schon explizit

das TRIPS-Übereinkommen als von ACTA nicht außer Kraft zu setzen bezeichnet. Außer-

dem finden sich Verweise auf Artikel 7 und 8 des TRIPS-Übereinkommens wieder; Artikel

8 regelt zum Beispiel die Maßnahmen zur Gesundheit und Ernährung, bei denen unter

geistiges Eigentum auch Patente auf Leben (wie dies von Monsanto für sich beansprucht

wurde) fallen7. Was unter geistiges Eigentum — ein Begriff des ACTA-Abkommens —

fällt, ist also gemäß dieser Verweise im TRIPS-Übereinkommen gereglt.

Das TRIPS-Abkommen ist in seiner Art besonders, da es — für völkerrechtliche Ver-

träge seltenerweise — einen relativ effektiven Durchsetzungsapparat besitzt, wenn auch

indirekt: TRIPS ist ein Abkommen im Rahmen der WTO8, was bedeutet, dass Staa-

ten, die gegen das TRIPS-Abkommen verstoßen (dh. deren Rechtsnormen dem TRIPS-

Abkommen nicht genügen), mit Handelssanktionen bestraft werden können.

2.2.3 IPRED, IPRED-II

Die Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April

2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums9, mit IPRED abgekürzt, ist

eine Richtlinie der Europäischen Union zur Harmonisierung des Schutzes von geistigen

Eigentum in den Mitgliedsstaaten der EU. Die Ziele laut der Richtilinie selbst sind unter

anderem die Angleichung der betreffenden Rechtsnormen, die Förderung von Innovation

und Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen, der Erhalt von Arbeitsplätzen, Schutz der
7vgl. [Fle12]
8Vgl. WTO-Information zum TRIPS-Abkommen; u.A. [Wor94]
9vgl. [EUD04]
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Verbraucher und Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung.

Die Richtlinie zielt unter anderem auf Herausgabe von Beweismitteln und Rechtsbe-

helfen für Gerichte (Forderung von Herausgaben von Finanzunterlagen, Beweismitteln,

Informationen zum Ursprung und zu Vertriebswegen der Waren sowie Maßnahmen wie

einstweilige Verfügungen und Rückruf von Waren und Geldstrafen) ab und zeigt somit

wieder sehr enge Parallelen zu ACTA auf; gleichzeitig wird IPRED, ebenfalls wie AC-

TA auch, seitens der Telekommunikations- und Computerindustrie für ihre drastische

Herangehensweise kritisiert10 woraufhin der Erstentwurf stark abgeändert wurde.

Im Juli 2005 wurde eine weitere Richtlinie vorgeschlagen, die Proposed directive on

criminal measures aimed at ensuring the enforcement of intellectual property rights, im

allgemeinen Sprachgebrauch auch IPRED-II genannt, was auf eine Nachfolgschaft der

IPRED-Richtilinie hindeutet. Inhaltlich hatte sie ähnliche Ziele wie ACTA, wurde jedoch

aufgrund starker Kritik zurückgezogen.

2.2.4 SOPA, PIPA, CISPA

Wie bereits in der Einleitung beschrieben, stellen SOPA und PIPA US-Gesetzesentwürfe

zur Wahrung von Rechten an geistigem Eigentum dar. Ein dritter wichtiger Gesetzesent-

wurf ist der Cyber Intelligence Sharing and Protection Act (CISPA)11, der den Austausch

von Informationen über Internet-Verkehr zwischen der US-Regierung und Konzernen er-

leichtern soll und somit auch im Aspekt des Datenschutzes als bedenklich gilt. Im Ge-

gensatz zu SOPA und PIPA wurde die Ratifizierung von CISPA nicht angehalten.

2.3 Geschichte des Abkommens

2.3.1 Vorfeldgespräche

Im Mai 2004 fand der Global Congress Combating Counterfeit & Piracy in Brüssel zum

ersten Mal statt12. Es ist naheliegend, dass dort erstmalig die Möglichkeit eines Han-

delsabkommens zur Bekämpfung von Produktpiraterie erörtert wurde; in den offiziellen

10vgl. [BBC03]
11vgl. [Hou12]
12vgl. [GCC]
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Protokollen bzw. Fact Sheets findet sich generell das Bedürfnis nach Bekämpfung von

Produktpiraterie und Markenfälschung. Erwähnenswert ist, dass Aussagen über das di-

gitale Umfeld — wie das Internet in weiteren Dokumenten um ACTA genannt wird —

überhaupt nicht vorkommen.

Erste Vorgespräche zu ACTA soll es bereits seit 2006 gegeben haben, inoffziell wurde

bekannt, dass damals die kanadische Regierung erste Dokumente seitens der Regierung

der Vereinigten Staaten erhielt, die ein Abkommen zur Bekämpfung von Produktpiraterie

zum Thema hatten. Leider lässt sich hierfür kein stichhaltiger wissenschaftlicher Nachweis

finden.

2.3.2 Erste Gespräche zu ACTA

Ein erster Leak von Diskussionsunterlagen der US-Regierung fand im Mai 2008 statt:

Es wurden erste angestrebte Punkte erwähnt, darunter die auch in der aktuellen, offi-

ziellen Version zu findenden Kernpunkte (Zivilrechtliche und Strafrechtliche Sicherung

von Rechten geistigen Eigentums sowie Regelungen zum digitalen Umfeld). Relevant für

die hier besprochene Thematik des freien Internets und des Datenschutzes sind in die-

sen Unterlagen immerhin schon die Punkte „Piraterie optischer Datenträger“ (Optical

disc piracy) und „Verteilung über das Internet und Informationstechnologie“ (Internet

distribution and information technology)13:

Optical disc piracy:

– Measures to address large-scale illegal opitcal disc (OD) production for

countries that have large-scale illegal OD production.

Internet distribution and information technology:

– Legal regime, including safeguards for Internet service providers (ISPs)

from liability, to encourage ISPs to cooperate with right holders in the

removal of infringing material;

— Leak von US-Unterlagen, 23.10.2007

13vgl. [Lea07]
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2.3.3 Offizielle Verhandlungen

Zu den ersten offiziellen Verhandlungen zu ACTA kam es am 3. und 4. Juni 2008 in

Genf. Weitere Verhandlungen fanden vom 29. bis 31. Juli 2008 (Washington D.C.), am

8. und 9. Oktober 2008 (Tokyo), vom 15. bis 18. Dezember 2008 (Paris)14, am 16. und

17. Juli 2009 (Rabat)15, sowie vom 4. bis 6. November 2009 (Seoul)16 statt17. Die letzten

Vorverhandlungen vor der Veröffentlichung des ersten offiziellen Entwurfes fanden vom

26. bis 29. Januar 2010 in Guadalajara statt18.

Die erste inoffiziell veröffentlichte Version des konsolidierten Abkommenstextes ist am

1. März 2010 erschienen und mit 12. Februar 2010 datiert. Darin finden sich bereits

relativ umfangreiche Bestimmungen zum digitalen Umfeld. Der Leak beschreibt die Po-

sitionen der verschiedenen Staaten zum Abkommen sowie Spielraum, den die Staaten in

den Verhandlungen bereit waren, einzugestehen. Hier findet sich auch die Erwähnung von

Strategien, welche die Sperrung von Benutzerkonten bei mehrfachen Verstößen als Bei-

spiel nennen. Daran angelehnt ist auch das Three-Strikes-Verfahren, das oft mit ACTA

in Verbindung gebracht wurde.

An example of such a policy is providing for the termination in appropriate

circumstances of subscriptions [US: and][AUS: or] accounts on the service

provider’s system or network of repeat infringers.

— ACTA-Leak, 01.03.2010, S. 28, Fn. 24

Zu beachten ist, dass die Three-Strikes-Rule bisher in keinen — auch nicht inoffizi-

ell veröffentlichten — Unterlagen explizit vorzufinden ist. Die erste Erwähnung dieses

Vorgehens findet sich im Leak der Besprechungen in Guadalajara im Januar 201019, wo

im Protokoll der Verhandlungen die Absicht manifestiert wird, die „ungerechtfertigten

Gerüchte um ACTA herum“ zu widerlegen:

14vgl. [Lea08]
15vgl. [Lea09a]
16vgl. [Lea09b]
17Alle Verhandlungen bis Seoul vgl. außerdem: [Deu09]
18vgl. [Lea10a]
19vgl. letzte Fußnote
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Some progress on transparency, where parties agreed to update and improve

the Joint Summary [. . . ] to add a rebuttal of the main unjustified rumours

circulating about ACTA (control of laptops, iPods at the border; compulsory

„three-strike rule“ for internet infringers, etc.).

— ACTA-Leak, Guadalajara, 26.-29.01.2010

Nach massiven Protesten gegen eben jenes Vorgehen bestätigte eine Presseveröffentlich-

ung des US Trade Representative, dass die Three-Strikes-Rule „von keiner Vertragspartei

als Vorschlag geführt wird“:

While the participants recognise the importance of responding effectively to

the challenge of Internet piracy, they confirmed that no participant is pro-

posing to require governments to mandate a ‘graduated response’ or ‘three

strikes’ approach to copyright infringement on the Internet.

— USTR Press Release, 16.04.2010

2.3.4 Entwurfsstadium und Endversion

Nachdem vom 12. bis 16. April 2010 in Wellington eine weitere Verhandlungsrunde statt-

fand, wurde am 20. April 2010 eine offizielle, damals aktuelle Version (predecisional/de-

liberative Draft) des Abkommens veröffentlicht20.

Vom 28. Juni bis 1. Juli 2010 kamen die Vertragsparteien in Luzern zu einer letz-

ten Verhandlungsrunde zusammen, deren Ergebnisse samt der Positionen der einzelnen

Verhandlungsparteien in einem Leak21 veröffentlicht wurden. Es finden sich dort — in

finalerer Form — auch Regelungen, die das Internet betreffen, unter anderem, dass auch

entgeltfrei (somit nicht gewinnorientiert) arbeitende Provider ebenfalls haftbar für Inhal-

te sind, die sie bereitstellen oder verlinken. Diese Regelung trifft Seiten wie Rapidshare.

20vgl. [ADr10]
21vgl. [Lea10b]
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Ein weiterer Leak fand am 16. November 2010 statt, als eine überarbeitete, zur juristi-

schen Gegenprüfung freigegebene finale Version des ACTA-Abkommens an die Öffentlich-

keit kam. Am 15. April 2011 wurde der finalisierte Text des Abkommens veröffentlicht22.

2.4 Entwicklung des Abkommenstextes

Der Inhalt des Abkommens wurde über die Zeit der Entwicklung stark abgeändert, nach

der medialen Beleuchtung und den Protesten gab es große Abstriche im Wortlaut. So

wurden aus vielen „muss“-Bestimmungen „kann“-Bestimmungen (was juristisch gesehen

redundant ist, da jeder Staat dank Souveränität auch ohne „kann“-Bestimmungen in-

nerhalb der völkerrechtlichen Grenzen seine Gesetze frei beschließen darf23) und einige

Regelungen entfielen gänzlich. Über die verschiedenen Leaks bzw. Zwischenveröffentli-

chungen hinweg lässt sich die Entwicklung gut beobachten.

Viele der vorerst kritisierten Regelungen (z.B. die Three-Strikes-Regelung) sind in der

Form, in der sie bemängelt wurden, in der aktuellen (endgültigen) Version des Abkommen

nicht mehr vorhanden oder wurden in Fußnoten verschoben.

22vgl. [AEN11]
23Vgl. dazu auch Abschnitt 4.2.2
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3 Inhaltliche Kernpunkte

3.1 Teleologische Aspekte (Präambel)

Die Präambel des Abkommens beschreibt, wie dies bei völkerrechtlichen Verträgen üblich

ist, den teleologischen24 Hintergrund. Vor allem wird bestimmt, dass die Vertragsparteien

dem Schutz der Rechte des geistigen Eigentums sowie der Einschränkung der Verbreitung

nachgeahmter Ware und Marken entgegenstreben.

Gleichzeitig regelt die Präambel, dass bei allen Maßnahmen gegen Urheberrechtsverlet-

zungen und dergleichen keine Schranken für rechtmäßigen Handel gesetzt werden dürfen.

3.2 Kapitel 1: Einleitende Bestimmungen und allgemeine

Begriffsbestimmungen

Die Artikel 1 bis 3 legen fest, dass ACTA keine bestehenden Übereinkünfte (insb. das

TRIPS-Übereinkommen) außer Kraft setzt, und dass die in ACTA festgelegten Normen

mit freier Wahl der Mittel (je nach Rechtssystem des Staates) umgesetzt werden dürfen.

Artikel 4 regelt, dass die im ACTA-Übereinkommen festgelegten Normen keinen Staat

dazu zwingen, bestimmte Informationen offenzulegen — es handelt sich hierbei um In-

formationen, deren Veröffentlichung einen Verstoß gegen die Privatsphäre (z.B. von Pri-

vatpersonen) darstellen, Ermittlungen behindern bzw. sonst dem öffentlichen Interesse

schaden würde, oder nicht im Interesse von Unternehmen läge.

Artikel 5 enthält schließlich Legaldefinitionen für das Abkommen.

3.3 Kapitel 2: Rechtsrahmen für die Umsetzung der Rechte des geistigen

Eigentums

Kernpunkt des Artikels 6 ist die allgemeine Bereitstellung von rechtlichen Mechanismen

bzw. von Verfahren, die „ein wirksames Vorgehen gegen jede Verletzung von [. . . ] Rech-

ten des geistigen Eigentums“ ermöglichen. Dabei sollen die Verfahren fair und gerecht

sein sowie keine unnötigen Fristen oder Kosten mit sich ziehen, müssen die Rechte aller

Parteien beachten sowie Verhältnismäßigkeit zwischen Vergehen und Strafe sicherstellen.

24Teleologie: Lehre vom Sinn bzw. Zweck
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Artikel 7 spezifiziert die Details von Verfahren, in welchen die in ACTA beschriebenen

Rechte geschützt werden (Verfügbarkeit von Zivilverfahren sowie Zivilrechtliche Ansprü-

che in Verwaltungsverfahren).

3.3.1 Rechtsbehelfe (Art. 8 – 10)

Gerichte sollen laut Artikel 8 Unterlassungsanordnungen aussprechen dürfen: Es muss

ihnen eine Möglichkeit gegeben werden, per Anordnung das weitere Gelangen von rechts-

verletzenden Waren in die Vertriebswege zu verhindern. Außerdem kann der Rechtsweg

auf die Zahlung einer Vergütung beschränkt werden.

Schadenersatz im Falle von Verletzungen von Rechten geistigen Eigentums regelt der

Artikel 9. Die Höhe des Schadenersatzes kann von den Gerichten „unter anderem jedes

vom Rechteinhaber vorgelegte legitime Wertmaß“ berücksichtigt werden, das die ent-

gangenen Gewinne beinhalten kann, den Marktwert der von der Verletzung betroffenen

Ware oder den empfohlenen Verkaufspreis. Eine Schadenersatzentscheidung der Gerichte

soll „zumindest bei Verletzung des Urheberrechts oder verwandter Schutzrechte“ möglich

sein.

Zu den „sonstigen Rechtsbehelfen“ (Artikel 10) gehört die Vernichtung von unerlaubt

hergestellten urheberrechtlich geschützten Waren sowie der vorwiegend zur Herstellung

derselben verwendeten Geräte und Materialien; die Vernichtung darf als auf Kosten des

Verletzers zu vollziehen beschlossen werden.

3.3.2 Informationen über die Verletzung (Art. 11)

Aus Sicht von Rechten auf Privatsphäre ist Artikel 11 nicht uninteressant, dessen Wort-

laut regelt, dass ein mutmaßlicher Rechteverletzer dazu gezwungen werden darf, jegliche

Informationen an Gerichte oder Rechteinhaber herauszugeben, die zur Beweissammlung

relevant sein könnten. Dies umschließt ausdrücklich auch Informationen über dritte Per-

sonen, die — wenn auch nur mutmaßlich — an der Herstellung oder dem Vertrieb der

betreffenden Waren beteiligt waren.
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3.3.3 Einstweilige Maßnahmen (Art. 12)

Eine sehr stark umstrittene Passage findet sich im Artikel 12, wo den Gerichten mit rela-

tiv vager Einschränkung das Werkzeug der raschen einstweiligen Verfügung in die Hand

gelegt wird. Gerichte dürfen hierbei ohne Anhörung der betreffenden Partei Maßnahmen

wie Einstellung von Produktion ergreifen, verdächtige Waren in Verwahr nehmen bzw.

beschlagnahmen sowie Originale oder Kopien von beweisgeeigneten Unterlagen aufneh-

men.

Jede Vertragspartei sorgt dafür, dass ihre Gerichte befugt sind, wo dies zweck-

dienlich erscheint, einstweilige Maßnahmen ohne Anhörung der anderen Par-

tei zu treffen, insbesondere dann, wenn durch Verzug dem Rechteinhaber

wahrscheinlich ein nicht wiedergutzumachender Schaden entstünde oder wenn

nachweislich die Gefahr besteht, dass Beweise vernichtet werden. In Verfah-

ren ohne Anhörung der anderen Partei sorgt jede Vertragspartei dafür, dass

ihre Gerichte befugt sind, bei Beantragung einstweiliger Maßnahmen mit der

gebotenen Eile tätig zu werden und unverzüglich eine Entscheidung zu tref-

fen. — Art. 12 (2) ACTA

Die den Gerichten verliehenen Möglichkeiten werden vom Absatz 4 etwas relativiert,

indem die Gerichte befugt sind, vom Antragsteller Beweise für die vermutete Rechts-

verletzung zu fordern — verpflichtet sind sie dazu jedoch nicht. Außerdem darf eine

Kaution vom Antragsteller verlangt werden, wobei diese nicht von der Inanspruchnahme

von solchen Verfahren abschrecken darf.

3.3.4 Grenzmaßnahmen (Art. 13 – 22)

Da die Grenzmaßnahmen nicht primär in den Themenbereich dieser Arbeit fallen, folgt

ein kurzer Abriss über die wichtigsten Regelungen dieses Abschnittes.

In den Regelungen zu den Grenzmaßnahmen ist im Wesentlichen festgesetzt, wie die

Vertragspartner mit Sendungen, die (mutmaßlich) Urheberrechte verletzen, umgehen. Die

mit Zollbeschränkungen beauftragten Behörden sind grundsätzlich dazu berechtigt Sen-
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dungen zurückzuhalten, wenn entweder begründeter Verdacht besteht, oder ein Antrag

dafür seitens eines Rechteinhabers gestellt wurde.

Artikel 14 Absatz 1 legt fest, dass jedes Paket, unabhängig von seiner Größe, untersucht

werden soll:

Jede Vertragspartei bezieht Kleinsendungen von Waren mit gewerblichem

Charakter in die Anwendung dieses Abschnitts ein.

— Art. 14 (1) ACTA

3.3.5 Strafbare Handlungen (Art. 23 – 26)

Die Strafbestimmungen des ACTA-Abkommens legen fest, in welchen Fällen Strafver-

fahren gegen Rechtsverletzer geführt werden sollen. Aus dem EG-Vertrag lässt sich keine

strafrechtliche Kompetenz ableiten, weswegen Strafbestimmungen von den Staaten ei-

genständig umgesetzt werden müssen.

Strafen sollen bei vorsätzlicher Nachahmung von Markenwaren und vorsätzlicher Ur-

heberrechtsverletzung auferlegt werden. Hierbei handelt es sich um gewerbliche Tätigkei-

ten, wobei diese bereits mittelbaren (und nicht nur unmittelbaren) wirtschaftlichen oder

kommerziellen Vorteil miteinbeziehen.

Nicht uninteressant ist Artikel 23 Absatz 5:

Jede Vertragspartei trifft in Übereinstimmung mit ihren Rechtsgrundsätzen

die erforderlichen Maßnahmen, welche die — gegebenenfalls strafrechtliche —

Verantwortlichkeit juristischer Personen für die in diesem Artikel genannten

und von der Vertragspartei mit Strafverfahren und Strafen belegten Rechts-

verstöße begründen. [. . . ] — Art. 23 (5) ACTA

Die Regelung verpflichtet jede Partei dazu, die strafrechtliche Haftung juristischer Per-

sonen „in Übereinstimmung mit ihren Rechtsgrundsätzen“ sicherzustellen — da es in Ös-

terreich eine solche Haftung nicht (bzw. sehr rudimentär) gibt, wäre die einzig sinnvolle

Auslegung jene, dass die Übereinstimmung mit den österreichischen Rechtsgrundsätzen

schlichtweg eine Nichthaftung zur Folge hat.
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3.3.6 Durchsetzung im digitalen Umfeld (Art. 27)

Der Abschnitt 5 des 2. Kapitels zur Durchsetzung im digitalen Umfeld ist jener Teil des

Abkommens, der von Seiten jener Kritiker, welche die Freiheit des Internets als bedroht

sehen, primär bemängelt wird.

3.3.6.1 Allgemeine Regelungen Inhaltlich birgt der Artikel 27 mit den Absätzen 1 und

2 keine Besonderheiten — lediglich, dass die bereits erwähnten Durchsetzungsverfahren

(Zivilrechtliche und strafrechtliche Durchsetzung) auch im digitalen Umfeld (effektiv: Das

Internet) anzuwenden sind. Kritisch ist hier eine Fußnote, die Vorschläge für Rechtsmittel

liefert, welche diese Anwendung erleichtern könnten — siehe dazu auch Abschnitt 4.2.1.

3.3.6.2 Kooperation im Wirtschaftsleben Der dritte Absatz des Artikels 27 legt fest,

dass jede Vertragspartei bestrebt ist, Kooperationsbemühungen im Writschaftsleben zu

fördern, um Rechtsverletzungen wirksam zu bekämpfen. Auch dieser Absatz ist relativ

heikel und wird stark kritisiert.

3.3.6.3 Auskunftsanspruch bei Online-Providern Absatz 4 bestimmt, dass Staaten

ihren Behörden anordnen können, Informationen bei Online-Diensteanbietern einzuho-

len, die zur Identifizierung eines Abonnenten dienen, falls dessen Konto zur mutmaßlichen

Rechtsverletzung genutzt wurde. Effektiv heißt das, dass bei einem Verdacht auf Rechts-

verletzung bei jeglichen Diensteanbietern (dies betrifft sowohl ISPs im klassischen Sinne

als auch Diensteanbieter wie z.B. Sharehoster oder Uploadcenter) Informationen über

den betreffenden Benutzer eingeholt werden dürfen.

3.3.6.4 Umgehung technischer Vorkehrungen Die Absätze 5 und 6 bestimmen, dass

das Umgehen wirksamer technischer Vorkehrungen25 mittels Rechtsschutz verhütet wer-

den soll. Umgesetzt ist dies im österreichischen Recht bereits in den §§ 90c ff. UrhG.

Die Absätze 7 und 8 regeln, dass Informationen über Urheber, Werk, Aufführung,

Hersteller sowie über Nutzungsbedingungen (im Vertragstext als „Informationen für die

25Gemeint sind primär Vorkehrungen zur Verhinderung von unerlaubtem Wiedergeben, Abspielen, Ko-
pieren etc. von Werken
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Wahrnemung der Rechte“ bezeichnet) und diese enthaltende Codes (z.B. DRM) nicht

entfernt werden dürfen.

Für die Zwecke dieses Artikels sind Informationen für die Wahrnehmung der

Rechte:

a) Informationen, die das Werk, die Aufführung oder den Tonträger iden-

tifizieren; den Urheber des Werks, den ausübenden Künstler oder den

Hersteller des Tonträgers; den Inhaber eines Rechts am Werk, an der

Darbietung oder am Tonträger;

b) Informationen über die Nutzungsbedingungen eines Werks, einer Dar-

bietung oder eines Tonträgers oder

c) Zahlen oder Codes, welche die in den Absätzen a und b genannten In-

formationen darstellen, wenn irgendeines dieser Informationselemente

an einem Vervielfältigungsstück eines Werks, einer Darbietung oder ei-

nem Tonträger angebracht ist oder im Zusammenhang mit der öffent-

lichen Wiedergabe oder Zugänglichmachung eines Werks, einer Darbie-

tung oder eines Tonträgers erscheint.

— Art. 27 (7) Fn. 1 ACTA

3.4 Kapitel 3: Durchsetzungspraxis

Die Staaten sollen gemäß Artikel 28 eine behördliche Struktur schaffen, in der eine Zusam-

menarbeit zwischen den Behörden so garantiert wird, dass Rechteinhabern eine möglichst

unkomplizierte Möglichkeit geboten wird, ihre Rechte durchzusetzen.

Die Absätze 2 und 4 des Artikels 28 legen fest, dass Informationen über Verletzungen

von Rechten und über die Verfahren zu erheben sind, und dass „informelle Strukturen“

geschaffen werden sollen, welche die Rechtedurchsetzung verbessern sollen. Der Ausdruck

„informelle Struktur“ ist heikel, da er nirgends genauer spezifiziert ist.

Artikel 30 regelt die Transparenz des Rechtedurchsetzungssystems, wobei er sich auf die

Transparenz der Möglichkeiten, wie ein Rechteinhaber Ansprüche geltend machen kann
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bezieht, nicht auf die Transparenz des Systems ansich (z.B. der „informellen Strukturen“

aus Absatz 4).

3.5 Kapitel 4: Internationale Zusammenarbeit

Hier wird das Bestreben einer möglichst gemeinsamen Rechtsdurchsetzung manifestiert;

die Parteien einigen sich auf Zusammenarbeit im zivilrechtlichen sowie im strafrechtlichen

Bereich auch an der Grenze. Artikel 34 legt effektiv fest, dass Parteien jegliche Informa-

tionen die irgendwie zweckdienlich erscheinen auszutauschen bestrebt sind. Datenschutz

wird hierbei nicht erwähnt.

3.6 Kapitel 5: Institutionelle Regelungen

Der ACTA-Ausschuss, wie er in Artikel 36 spezifiziert ist, hat zur Aufgabe, Umsetzung

und Durchführung zu prüfen sowie Fragen zur Weiterentwicklung des Übereinkommens

und „sonstige“ (z.B. die Auslegung betreffende) Fragen zu erörtern. Der ACTA-Ausschuss

kann hierbei verschiedene Behelfe (Arbeitsgruppen, Rat von NGOs, Informationsaus-

tausch und sonstiges) verwenden. Nicht festgelegt sind Details wie die Zusammensetzung

des ACTA-Ausschusses (Wahlen sind in dem Kontext überhaupt nicht erwähnt) oder

auch nur rudimentäre Ansätze einer Geschäftsordnung; auch die Kompetenzzuweisung

ist relativ allgemein gehalten:

Der Ausschuss kann beschließen,

a) Ad-hoc-Ausschüsse oder Arbeitsgruppen einzurichten, die den Ausschuss

bei der Erledigung seiner Aufgaben nach Absatz 2 unterstützen oder die

eine künftige Vertragspartei auf deren Antrag beim Beitritt zu diesem

Übereinkommen nach Artikel 43 (Beitritt) unterstützen,

b) den Rat von Personen oder Gruppen aus dem Nichtregierungssektor ein-

zuholen, Empfehlungen zur Umsetzung und Durchführung dieses Über-

einkommens auszusprechen; dazu zählt auch die Billigung entsprechen-

der Leitlinien für vorbildliche Verfahren,
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c) mit Dritten Informationen und vorbildliche Verfahren über die Eindäm-

mung von Verstößen gegen Rechte des geistigen Eigentums auszutau-

schen; dies betrifft auch Techniken zur Erkennung und Überwachung

von Produkt- und Markenpiraterie, und

d) sonstige Schritte in Ausübung seiner Aufgaben zu unternehmen.

— Art. 36 (3) ACTA

3.7 Kapitel 6: Schlussbestimmungen

ACTA sieht vor, dass die Regelungen 30 Tage nach Hinterlegung der sechsten Ratifikati-

onsurkunde in Kraft tritt. Da bis zum Zeitpunkt des Abfassens dieser Arbeit noch keine

Ratifikation stattgefunden hat, ist das Abkommen formell noch nicht in Kraft getreten.
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4 Hauptkritikpunkte des Abkommens

4.1 Verhandlungen hinter verschlossenen Türen

Viel Grundlage für Kritik brachte die Art, wie ACTA verhandelt wurde — es wird den

Verhandlungsparteien vorgeworfen, unter relativ hohen Geheimhaltungsmaßnahmen und

unter Ausschluss von wichtigen Gruppen (nicht jedoch von Industriekonzernen) den Ver-

tragstext fixiert zu haben. Jegliche Korrespondenz und alle Protokolle zum Thema ACTA

wurden von den Mitgliedsstaaten als Sachen der „nationalen Sicherheit“ und als „foreign

government information“ eingestuft2627; in den Leaks der Besprechungsprotokolle lässt

sich beobachten, dass das Verhandlungsthema Transparenz intern durchaus intensiv dis-

kutiert wurde. Hierbei ist zu beobachten28, dass die Europäische Union gemeinsam mit

den Staaten China, Australien, Neuseeland und Canada stark für erhöhte Transparenz

bei den Verhandlungen gestimmt haben, während die Vereinigten Staaten gemeinsam

mit Japan gegen die Veröffentlichung von Dokumenten waren.

Die Problematik der Geheimhaltung wurde auch von EU-Mitgliedsstaaten selbst wie-

derholt angesprochen. So findet sich eine Aussage des italienischen Außenministeriums

(unter Fabrizio Mazza)29:

The level of confidentiality in these ACTA negotiations has been set at a hig-

her level than is customary for non-security agreements. According to Mazza,

it is impossible for member states to conduct necessary consultations with

IPR stakeholders and legislatures under this level of confidentiality. He said

that before the next round of ACTA discussions, this point will have to be

renegotiated.

— Italienisches Außenministerium, Depesche vom 05.11.2008

Auch Schweden äußerte wiederholt Missmut darüber, dass die US-Regierung direkte

Verhandlungen mit der US-Industrie vorantreibt, während die EU sich an strenge Ge-

26vgl. [Gei12]
27vgl. [Lea10b]
28vgl. Leaks wie [Lea08], [Lea10a]
29vgl. [The10a]
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heimhaltungsvereinbarungen halten muss und jegliche Konsultierung mit Interessensver-

tretern problematisch ist, wie man in einer anderen Depesche aus dem November 200830

finden kann:

He further told us that the European Commission is concerned that the USG

has close consultation with U.S. industry, while the EU does not have the

same possibility to share the content under discussion in the negotiations.

— Schwedischer EU-Vertreter, Depesche vom 24.11.2008

Die Äußerung vieler Staaten gegenüber ihren politischen Parteien und Kritikern auf

Anfragen zur Veröffentlichung der Verhandlungsdokumente war, dass die Regierung sich

zwar für die Veröffentlichung eingesetzt hätte, andere — nicht benannte — Verhand-

lungsstaaten dem jedoch widersprachen. Mit Beginn der verschiedenen Leaks, wie z.B.

internen Dokumenten der niederländischen Regierung31, bei dem bekannt wurde, welche

Staaten gegen die Veröffentlichung waren (die Positionen der Staaten wechselten öfters,

im Allgemeinen sprachen sich die USA, Japa und Korea lange gegen die Veröffentlichung

aus), stieg der Missmut der Kritiker noch weiter — sendete doch eine geheime Ver-

handlung zu einem bereits sehr umstrittenen Thema noch das Signal einer allgemeinen

Verschiebung von Verhandlungen in Richtung der verstärkten Geheimhaltung aus32.

Nach derart starker Kritik bezüglich der Intransparenz wurde im März 2010 eine Vor-

abversion der Vereinbarung veröffentlicht. Die Verhandlungsparteien konnten sich danach

jedoch in weiteren Verhandlungsrunden nicht auf eine weitere Vorgehensweise zur Trans-

parenz einigen, weswegen kurz danach wieder Kritik zu diesem Thema geübt wurde. Die

EU setzte sich weiterhin für die Veröffentlichung von Dokumenten ein33. Bis zum Ende

der Verhandlungen im Oktober 2010 wurden keine weiteren Dokumente veröffentlicht.

Die Geheimhaltung hat nicht nur Schadem an der öffentlichen Meinung zum Abkom-

men verursacht. Ein weiterer Problempunkt bestand darin, dass durch den Ausschluss

von Interessensgruppen von den Verhandlungen auch der Abkommenstext in einigen Be-

reichen nicht den Wünschen jener Gruppen entspricht — eine Neuverhandlung wäre hier
30vgl. [The10b]
31vgl. [dW10]
32vgl. [Gei12]
33vgl. [Int10]
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erforderlich, ist aber im Abkommen ohne weiteres nicht vorgesehen. Es entstand also ein

Abkommen, welches in „alles oder nichts“-Manier unterschrieben wird.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Geheimhaltung wohl nicht der beste Ansatz

für die Verhandlung eines solchen Vertrags war; die Thematik der nichtmateriellen Güter

ist aufgrund ihrer Natur bereits polarisierend, da sehr entgegengesetzte Interessensgrup-

pen aufeinandertreffen — die Geheimnhaltung der Verhandlungen hat die Diskussionen

und Kontroversen um ACTA nur noch weiter verstärkt.

4.2 Förderung von Datenrechtsverletzenden Maßnahmen

Wo die ersten (teilweise inoffiziell veröffentlichten) Versionen des Abkommens relativ

scharfe Regelungen beinhalteten, wurden diese Regelungen über die Zeit hinweg etwas

abgeschwächt. Die zeitliche Nähe spricht dafür, dass die Auslöser für diese Änderun-

gen die Massenproteste waren und dass aufgrund des hohen Widerstandes seitens der

sogenannten Internetgemeinde besonders der Abschnitt zur Durchsetzung im digitalen

Umfeld sehr stark entschärft wurde. Beispielsweise finden sich im Leak vom 1. März 2010

von den 56 Seiten des Dokumentes 10 Seiten, die dem digitalen Umfeld gewidment waren.

In der aktuellen Version (in der Originalsprache Englisch) sind geradeeinmal zwei der 24

Seiten dem digitalen Umfeld gewidment.

4.2.1 Einschränkung des freien Internets

Im Allgemeinen sind die Bestimmungen von ACTA, so wie sie aktuell vorliegen, nicht

zwingenderweise eine Verletzung der Menschenrechte oder ein Eingriff in die Privatsphäre

des Einzelnen — vor allem aufgrund der Abschwächung der Regelungen des Abkommens-

textes. Viel eher finden sich oft Vorschläge und Beispiele zur Umsetzung in der Praxis, die

von Kritikern als heikel bezeichnet werden. Als Beispiel dient der Artikel 27 mit seinen

ersten beiden Absätzen:

(1) Jede Vertragspartei sorgt dafür, dass Durchsetzungsmaßnahmen in dem

in den Abschnitten 2 (Zivilrechtliche Durchsetzung) und 4 (Strafrechtliche

Durchsetzung) bestimmten Umfang in ihrem Recht vorgesehen sind, damit

25



wirksam gegen eine Verletzung von Rechten des geistigen Eigentums, die

im digitalen Umfeld erfolgt, vorgegangen werden kann; dies umfasst auch

Eilverfahren zur Verhinderung von Verletzungshandlungen und Rechtsbehelfe

zur Abschreckung von weiteren Verletzungshandlungen.

(2) Über die Bestimmungen des Absatzes 1 hinaus gelten die Durchsetzungs-

verfahren der jeweiligen Vertragspartei auch bei der Verletzung von Urheber-

rechten und verwandten Schutzrechten über digitale Netze, was die wider-

rechtliche Nutzung von Mitteln zur Weiterverbreitung zu rechtsverletzenden

Zwecken einschließen kann. Diese Verfahren sind so anzuwenden, dass recht-

mäßige Tätigkeiten, einschließlich des elektronischen Handels, nicht behin-

dert werden und dass — in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der

jeweiligen Vertragspartei — Grundsätze wie freie Meinungsäußerung, faire

Gerichtsverfahren und Schutz der Privatsphäre beachtet werden1[sic]34.

— Art. 27 (1) & (2) ACTA

Die Fußnote 1 ist hierbei bewusst so in diese Arbeit übernommen worden, weil sich im

Text dieser Fußnote jener Vorschlag befindet, der von Kritikern als sehr gewagt angese-

hen wird. Anzudenken sind hier laut Abkommenstext nämlich auch Maßnahmen wie die

Rechtsbehelfe gegen Internet-Diensteanbieter — es handelt sich hierbei also um Haftung

der Provider für den Inhalt, der über ihre Kommunikationskanäle gesendet und empfan-

gen wird. Die Tatsache, dass ein solch wichtiger inhaltlicher Punkt — abgesehen davon,

dass er überhaupt vorhanden ist — sich lediglich in einer Fußnote finden lässt, trägt wohl

auch zum Missmut von ACTA-Kritikern bei.

1[sic] Dies umfasst beispielsweise — unbeschadet der Rechtsvorschriften einer

Vertragspartei — die Annahme oder Aufrechterhaltung einer Regelung zur

Beschränkung der Haftung von Internet-Diensteanbietern oder der Rechtsbe-

helfe gegen Internet-Diensteanbieter bei gleichzeitiger Wahrung der rechtmä-

ßigen Interessen der Rechteinhaber. — Art. 27 (2) Fn. 1 ACTA

34Fußnotenverweis so im Original
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Die medial oft aufgestellte Behauptung, ACTA verstieße gegen Menschenrechte ist also

nicht direkt anwendbar, da es sich lediglich um Beispiele handelt. Zwar findet sich im

Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) das Recht auf Achtung

des Privat- und Familienlebens, ACTA legt jedoch keine Normen fest, welche die Ver-

tragsparteien zu menschenrechtswidrigem Vorgehen zwingen würden. Viel eher fordert

das Abkommen die Staaten auf, sich mit möglichen, ähnlichen Maßnahmen auseinander-

zusetzen und diese in Betracht zu ziehen.

Vorgeworfen werden kann hier, dass es sich hierbei um Maßnahmen handelt, die poten-

ziell gegen das rechtsstaatliche Prinzip verstoßen. Dies gilt sowohl für die Providerhaftung

(Zensur, die bisher nur Gerichten zustand, soll jetzt auf die Ebene der Internetanbieter

verschoben werden) als auch für den ACTA-Ausschuss, der weder demokratisch gewählt

ist, noch eine genau spezifizierte Geschäftsordnung oder Kompetenzenzuweisung besitzt.

Interpretierbar ist dies als Verletzung des rechtsstaatlichen oder des demokratischen Prin-

zips, in Österreich manifestiert im Bundesverfassungsgesetz:

Österreich ist eine demokratische Republik. Ihr Recht geht vom Volk aus.

— Art. 1 B-VG (Demokratisches Prinzip)

Die gesamte staatliche Verwaltung darf nur auf Grund der Gesetze ausgeübt

werden. — Art. 18 (1) B-VG (Rechtsstaatliches Prinzip)

Seitens Amnesty International wird hier die Gefahr aufgezeigt, dass das undemokrati-

sche System verbunden mit dem vagen Wortlaut die Situation konstruieren würde, dass

dem ACTA-Ausschuss plötzlich eine Auslegungsrolle zukommt. So ist es denkbar, dass

der ACTA-Ausschuss dem Abkommenstext eine Bedeutung zukommen lässt, der die Par-

lamente der Vertragsparteien nicht zugestimmt haben.

Amnesty International kritisiert weiters, dass die Unterzeichnung des Abkommens die

Grundlage für die künftige Ausweitung von Menschenrechtsverletzungen bilden könnte:
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Die EU sollte ACTA in der jetzigen Form ablehnen — die Umsetzung des

Abkommens könnte eine Büchse der Pandora für mögliche Menschenrechts-

verletzungen öffnen, wenn auf angemessene Verfahren verzichtet wird und

gleichzeitig die Verpflichtung, das Abkommen umzusetzen, an erster Stelle

steht. — Widney Brown, Amnesty International

4.2.2 Zu starker Fokus auf Rechteinhaber

ACTA zielt stark auf schnelle Durchsetzung privatrechtlicher Rechtsbehelfe ab, ohne

ausreichend Rücksicht auf Wahrung von Grundrechten wie Privatsphäre zu nehmen.

Beispiele für die Kritik z.B. seitens Amnesty International finden sich in Passagen des

Abkommens, in denen geregelt ist, dass Informationen über (mutmaßliche) Verletzer von

Urheber- und sonstigen Rechten möglichst unkompliziert an die Rechteinhaber überge-

ben werden soll. Einerseits stellt dies einen groben Eingriff in das Recht auf Datenschutz,

andererseits zeigt sich hier auch der unklare bzw. unvollständige Wortlaut des Abkom-

mens:

(1) Dieses Übereinkommen verpflichtet eine Vertragspartei nicht zur Offenle-

gung von:

[. . . ]

c) vertraulichen Informationen, deren Offenlegung die berechtigten Geschäfts-

interessen bestimmter öffentlicher oder privater Unternehmen schä-

digen würde. — Art. 4 ACTA

Dieser Absatz soll zwar offensichtlich eine Art Einschränkung für andere Regelungen

darstellen, welche die Weitergabe von Informationen betreffen, es lässt sich jedoch fest-

stellen, dass einige kritische (scheinbare) Fehlgriffe in der Wortwahl begangen wurden:

Einerseits besteht das Problem, dass anstatt die Weitergabe von persönlichen Infor-

mationen an private Unternehmer zu verhindern, ACTA lediglich ausschließt, dass die
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Vertragspartei dazu verpflichtet ist. Rein juristisch ist dies also eine Worthülse35, da wie-

der aufgrund der Souveränität jedes Staates das nationale Recht unter die Kompetenz

der jeweiligen Legislative fällt, eine „kann“-Regelung also rechtlich keinen Effekt hat.

Weiters betrifft die Regelung lediglich Geschäftsinteressen und deckt nicht den Aspekt

des Schutzes der Privatsphäre von Privatpersonen ab. Außerdem ist die Bezeichnung „be-

stimmte öffentliche oder private Unternehmen“ nicht weiter spezifiziert und würde eine

Subsumtion sehr vieler Interessen zulassen. Es könnten Informationen über Privatperso-

nen offengelegt oder an Firmen (Rechteinhaber) weitergegeben werden, weil diese nicht

Interessen von öffentlichen Unternehmen schädigen; im Kontrast dazu könnten Informa-

tionen über bereits erfolge Maßnahmen wie Netzsperren etc. vertuscht oder zurückgehal-

ten werden, da diese als schädigend für Interessen der Rechteinhaber angesehen werden

können. Man sieht wieder eine sehr breite Auslegungsvielfalt des Abkommenstextes.

4.3 Vager Wortlaut

Ein weiterer massiver Kritikpunkt besteht in dem vagen Wortlaut des Abkommens. Aus

der Sicht der völkerrechtlichen Vertragsbildung lässt sich hierzu ein Erklärungsversuch

ziehen: Die Verhandlungen hatten als Ziel, einen Konsens zwischen 31 Völkerrechtssubjek-

ten teils sehr verschiedener Wertesysteme zu bilden. ImWerk „Österreichisches Handbuch

des Völkerrechts“ wird dies gut auf den Punkt gebracht:

Weichen die Verhandlungspositionen stark voneinander ab, so müssen sie

durch Kompromisse auf einen Nenner gebracht werden, wenn dem Text die

Chance einer möglichst großen Zahl von Ratifikationen und Beitritten gege-

ben werden soll. Unklarheiten des Textes oder andere juristische Stilfehler

sind dann oft nicht das Ergebnis von Unfähigkeit, sondern bewusst und ge-

wollt : Sie ermöglichen es allen Beteiligten, ihre Auffassung beizubehalten und

dennoch dem Text zuzustimmen. Die Meinungsverschiedenheiten bleiben da-

durch allerdings ungelöst und werden in den Anwendungs- und Interpretati-

onsprozess verschoben. — Neuhold (2004, S. 52 Rz. 274)

35Der Begriff „Worthülse“ entstammt der Analyse zu ACTA des deutschen Rechtsanwalts Dieter Ferner;
vgl. dazu auch [Fer12]
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Ein Beispiel für mangelhafte Formulierungen sind Regelungen, die bestimmen, welche

Maßnahmen eine Vertragspartei setzen kann — da es sich bei allen Vertragsparteien um

souveräne Staaten handelt, bestimmen diese ihre Rechtsnormen selbst und benötigen

hierzu keiner aus einem völkerrechtlichen Vertrag ableitbaren Befugnis36.

Eine Vertragspartei kann in geeigneten Fällen Strafverfahren und Strafen

vorsehen für das unbefugte Mitschneiden von Filmwerken während ihrer Vor-

führung in einer der Öffentlichkeit üblicherweise zugänglichen Filmwiederga-

beeinrichtung. — Art. 23 (3) ACTA

Eine Vertragspartei kann in Übereinstimmung mit ihren Rechts- und Verwal-

tungsvorschriften ihre zuständigen Behörden dazu ermächtigen, einem Onli-

ne-Diensteanbieter gegenüber anzuordnen, einem Rechteinhaber unverzüglich

die nötigen Informationen zur Identifizierung eines Teilnehmers offenzulegen,

dessen Nutzerkonto zur mutmaßlichen Rechtsverletzung genutzt wurde, falls

dieser Rechteinhaber die Verletzung eines Marken-, Urheber- oder verwand-

ten Schutzrechts rechtsgenügend geltend gemacht hat und die Informationen

zu dem Zweck eingeholt werden, diese Rechte zu schützen oder durchzuset-

zen. [. . . ] — Art. 27 (4) ACTA

Eine sehr lose Formulierung lässt sich auch im Artikel 12 des ACTA-Abkommens finden

— aufgrund der weit gefassten Formulierung ließe sich hier auch ein relativ harmloser

Sachverhalt subsumieren. Solche ungenauen Formulierungen erwecken relativ schnell den

Verdacht, man hätte bewusst allgemeine (und dadurch fallweise harmloser klingende)

Normen verfasst, um Gesetze an Legislativinstanzen (Parlament etc.) „vorbeizuschleusen“,

ohne dass die eigentliche Absicht dahinter erkannt wird. Vgl. dazu auch Abschnitt 4.3.

Jede Vertragspartei sorgt dafür, dass ihre Gerichte befugt sind, wo dies

zweckdienlich erscheint, einstweilige Maßnahmen ohne Anhörung der an-

deren Partei zu treffen, insbesondere dann, wenn durch Verzug dem Rechtein-

haber wahrscheinlich ein nicht wiedergutzumachender Schaden entstünde
36vgl. Abschnitt 4.2.2
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oder wenn nachweislich die Gefahr besteht, dass Beweise vernichtet werden.

In Verfahren ohne Anhörung der anderen Partei sorgt jede Vertragspartei da-

für, dass ihre Gerichte befugt sind, bei Beantragung einstweiliger Maßnahmen

mit der gebotenen Eile tätig zu werden und unverzüglich eine Entscheidung

zu treffen. — Art. 12 (2) ACTA

Die Phrasen „wo dies zweckdienlich erscheint“ und „wahrscheinlich ein nicht wiedergutz-

umachender Schaden“ könnten einer weiten Auslegung unterzogen werden; vor allem in

Hinblick darauf, dass aufgrund der völkerrechtlichen Natur des Abkommens verschieden-

artige Rechtssysteme und Wertvorstellungen vereint werden sollen, könnte das Verständ-

nis der Gerichte über die genaue abgrenzung von „zweckdienlich“ stark auseinandergehen.
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5 Ausblick

An den Verhandlungen zum Abkommen nahmen 12 Staaten sowie die Europäische Union

(in Vertretung durch die Europäische Kommission) teil. Unterschrieben wurde ACTA von

30 EU- und Nicht-EU-Staaten sowie der Europäische Kommission37. Ratifiziert wurde

ACTA zum Zeitpunkt des Abfassens dieser Arbeit noch von keinem Staat, was dazu

führt, dass das Übereinkommen gemäß Artikel 40 noch nicht in Kraft getreten ist:

Dieses Übereinkommen tritt dreißig Tage nach dem Tag der Hinterlegung der

sechsten Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde zwischen den-

jenigen Unterzeichnern in Kraft, die ihre jeweilige Ratifikations-, Annahme-

oder Genehmigungsurkunde hinterlegt haben. — Art. 40 (1) ACTA

Zwölf EU-Staaten haben die Ratifizierung aufgrund der Massenproteste vorerst un-

terbrochen, diese Staaten sind: Bulgarien, Deutschland, Finnland, Lettland, Litauen,

Niederlande, Polen, Rumänien, Slowakei, Slowenien, Tschechien und Österreich.

Die momentane Lage um das Abkommen ist somit unklar; die EU-Kommission hat

beim Europäischen Gerichtshof (EuGH) einen Antrag auf Stellungnahme zum Thema

ACTA gestellt, dies wurde am 11. Mai 2012 durch einen Kommissionssprecher bestätigt.

Auch wenn die generelle Situation um ACTA in der Europäischen Union starke Hinweise

auf eine Ablehnung (spätestens durch das EU-Parlament) bietet, bleibt abzuwarten, wie

sich die Lage — vor allem im Hinblick darauf, dass ACTA auch seitens der Vereinigten

Staaten von Amerika stark vorangetrieben wurde und die EU-Proteste und damit ver-

bundene Ratifizierungsstopps auf die US-Situation von ACTA keinen Einfluss haben —

weiter entwickelt.

37Grund hierfür ist unter anderem, dass ACTA mit strafrechtlichen Regelungen auch Normen außerhalb
der Kompetenz der Europäischen Union setzt und hierfür eine ausdrückliche Unterzeichnung durch
jeden einzelnen EU-Staat notwendig ist.
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